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BEST PRACTICE QUELLENSTEUER

Quellensteuerpflichtige Personen 
Im Steuerrecht wird zwischen zwei Gruppen 
von quellensteuerpflichtigen Personen unter-
schieden:
a)	 Personen mit steuerlichem Wohnsitz oder 

Aufenthalt in der Schweiz
b)	 Personen ohne steuerlichen Wohnsitz oder 

Aufenthalt in der Schweiz

a.	 Personen mit steuerlichem Wohnsitz 
oder Aufenthalt in der Schweiz

Steuerpflichtige Quellensteuerpflichtige sind 
ausländische Arbeitnehmende, welche die 
Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) nicht 
besitzen, in der Schweiz jedoch steuerrecht-

lichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben und 
Einkünfte aus Erwerbstätigkeit inkl. Ersatzein-
künfte beziehen. Ausnahme: Verheiratete mit 
Ehepartner/-in mit Niederlassungsbewilligung 
oder Schweizer Pass und Ansässigkeit in der 
Schweiz. Sie gelten als persönlich zugehörige 
Steuerpflichtige und sind in der Schweiz un-
beschränkt steuerpflichtig, also grundsätzlich 
für ihr weltweit erzieltes Einkommen, soweit 
das Besteuerungsrecht im Rahmen eines 
Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) nicht 
einem anderen Staat zukommt. Dabei muss 
es sich nicht um einen dauernden Aufent-
halt oder Jahresaufenthalt handeln, es kann 
bereits die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

während mindestens 30 Tagen reichen. Aus 
Steuersicht können beispielsweise auch Ar-
beitnehmende mit folgendem Status zu den 
unbeschränkt Steuerpflichtigen gehören, so-
fern sich ihr Lebensmittelpunkt während einer 
gewissen Zeit in der Schweiz befindet:

	• ausländische Arbeitskräfte mit Kurzaufent-
haltsbewilligung (Ausländerausweis L)

	• ausländische Arbeitskräfte aus der EU/
EFTA mit befristeten Arbeitsverträgen (max. 
90 Tage; Meldeverfahren) ohne fremden-
polizeiliche Bewilligungen

	• Grenzgänger (Ausweis G), bei welchen sich 
der Mittelpunkt der Lebensinteressen in der 
Schweiz befindet (z. B. lediglich wöchentli-
che Rückkehr) 

	• Asylsuchende (Ausweis N)

b.	 Personen ohne steuerlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt in der Schweiz

Personen, welche Einkunfte in oder aus der 
Schweiz beziehen, jedoch keinen steuer-
rechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz haben, gelten als wirtschaftlich 
zugehorige Steuerpflichtige. Sie sind in der 
Schweiz nur beschränkt steuerpflichtig, also 
nur für das hier erzielte Einkommen. Sie un-
terstehen ebenfalls der Quellensteuerpflicht.

Quellensteuer
Die Quellensteuer ist ein bedeutendes Element des Schweizer Steuersystems, 
das gezielt Einkommen von Personen erfasst, die in der Schweiz arbeiten oder 
Einkünfte erzielen, aber keinen dauerhaften steuerlichen Wohnsitz im Land 
haben. Dieser Artikel bietet einen umfassenden Überblick über die unterschied
lichen Kategorien der Quellensteuerpflichtigen und die spezifischen Tarife, die 
für ihre Einkünfte gelten.

	� Von Ralph Büchel 

Tarif A «Alleinverdiener»: für alleinstehende Steuerpflichtige (ledige, geschie-
dene, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende und verwitwete Steu-
erpflichtige), die nicht mit Kindern im gleichen Haushalt zusammenleben

Tarif Q «Grenzgänger D/G»: für echte Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
nach dem DBA-D, welche die Voraussetzungen für die Einstufung nach 
Tarif G erfüllen würden

Tarif B «Verheiratete»: für in rechtlich oder tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebende Ehegatten, bei welchen nur ein Ehegatte erwerbstätig ist

Tarif R Grenzgänger aus Italien,  
welche die Voraussetzungen für den Tarifcode A erfüllen

Tarif C «Doppelverdiener»: für in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebende Ehegatten, bei welchen beide Ehegatten erwerbstätig sind

Tarif S Grenzgänger aus Italien,  
welche die Voraussetzungen für den Tarifcode B erfüllen

Tarif E für Personen, die im vereinfachten Abrechnungsverfahren über die 
Sozialversicherungsanstalten besteuert werden (Bekämpfung der 
Schwarzarbeit)

Tarif T Grenzgänger aus Italien,  
welche die Voraussetzungen für den Tarifcode C erfüllen

Tarif G Tarif für Ersatzeinkünfte, die nicht über die Arbeitgeber an die quellen-
steuerpflichtigen Personen ausbezahlt werden

Tarif U Grenzgänger aus Italien,  
welche die Voraussetzungen für den Tarifcode H erfüllen

Tarif H «Halbfamilien»: für alleinstehende Steuerpflichtige  
(ledige, geschiedene, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende 
und verwitwete Steuerpflichtige), die mit Kindern im gleichen Haushalt 
zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten

Tarif V Grenzgänger aus Italien,  
welche die Voraussetzungen für den Tarifcode G erfüllen

Tarif L «Grenzgänger D/A»: für echte Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
nach dem DBA-D, welche die Voraussetzungen für eine Einstufung nach 
Tarif A erfüllen würden

Tarif HE Verwaltungsräte

Tarif M «Grenzgänger D/B»: für echte Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
nach dem DBA-D, welche die Voraussetzungen für eine Einstufung nach 
Tarif B erfüllen würden

Tarif ME Mitarbeiterbeteiligungen

Tarif N «Grenzgänger D/C»: für echte Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
nach dem DBA-D, welche die Voraussetzungen für eine Einstufung nach 
Tarif C erfüllen würden

Tarif NO im Falle einer Korrektur für Personen, die fälschlicherweise an der 
Quelle besteuert wurden bzw. die fälschlicherweise nicht an der Quelle 
besteuert wurden

Tarif P «Grenzgänger D/H»: für echte Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
nach dem DBA-D, welche die Voraussetzungen für eine Einstufung nach 
Tarif H erfüllen würden

Tarif SF Grenzgänger aus Frankreich nach der Sondervereinbarung der Kantone 
BE, BS, BL, JU, NE, SO, VD und VS
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Es sind dies:
	• Arbeitnehmer mit Wohnsitz ausserhalb 
der Schweiz, die eine Erwerbstätigkeit in 
der Schweiz ausüben (z. B. Grenzgänger, 
tageweise hier arbeitende Mitarbeitende 
mit bewilligungsfreiem Kurzaufenthalt oder 
Kurzarbeitsbewilligung)

	• Künstler, Sportler und Referenten, die in der 
Schweiz eine Tätigkeit persönlich ausüben

	• Verwaltungsräte, die Entschädigungen von 
einer Schweizer Firma erhalten

Sonderregelungen bestehen für gewisse 
Grenzgänger (z. B. Einheitssatz von 4,5% für 
deutsche Grenzgänger, welche regelmässig 
an ihren Wohnort zurückkehren), tageweise 
tätige EU-/EFTA-Kurzaufenthalter sowie im 
Ausland wohnhafte Referenten, Verwaltungs-
räte etc. (Tagesansatz, kantonal unterschied-
lich). Selbstständigerwerbende Referenten 
sind hingegen (in der Regel) nicht quellen-
steuerpflichtig.

Grundtarife 
Die Tabelle auf S. 6 Quellensteuertarife gilt 
einheitlich in allen Kantonen.

Für die Tarife A, B, C und H ist die Quellen-
steuerbelastung abhängig von der Höhe der 
monatlichen Bruttoeinkünfte. Bei den restli-
chen Tarifen gelangt ein fixer Steuersatz zur 
Anwendung (Tarif E: 5%; Tarife L–Q: maximal 
4,5%).

Tarif A Der Tarif A sieht Kinderabzüge vor (A0, A1, A2, …), um Alimentenzahlungen zu berücksichtigen.

Tarif B Der Tarif B ist nur für verheiratete Alleinverdiener (tatsächlich und rechtlich ungetrennte Ehe) anzuwenden. Der Tarif sieht Kinderabzüge vor (B0, B1, B2, …).

Alleinstehende, die mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammenleben, werden nach Tarif H besteuert.

Tarif C Der Tarif C sieht Kinderabzüge vor (C0, C1, C2, …). Er wird für die beiden erwerbstätigen Ehepartner einheitlich angewendet. Beispiel: Doppelverdiener mit 
zwei Kindern werden beide nach dem Tarif C2 besteuert. Eine Erwerbstätigkeit des anderen Ehegatten liegt vor, wenn dieser im Inland oder im Ausland eine 
selbstständige oder unselbstständige Erwerbstätigkeit ausübt oder Ersatzeinkünfte erzielt, und zwar auch dann, wenn diese Erwerbseinkünfte ordentlich 
besteuert werden.

Tarif E Der Tarif E wird nur im vereinfachten Abrechnungsverfahren verwendet (Vermeidung von Schwarzarbeit bei schweizerischen wie ausländischen Arbeitnehmen-
den). Dies gilt für Privathaushalte, welche die Voraussetzungen erfüllen).

Tarif H Alleinstehende, die mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammenleben werden (sog. Halbfamilien) nach Tarif H besteuert. Der Tarif sieht 
Kinderabzüge vor (H1, H2, …), die im gleichen Haushalt zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

Tarife
L, M, N, P, Q

Als «echter» Grenzgänger gilt eine in Deutschland ansässige Person, die in der Schweiz ihren Arbeitsort hat und von hier regelmässig an ihren deutschen 
Wohnsitz zurückkehrt.

Voraussetzung ist in jedem Fall eine vom deutschen Wohnsitzfinanzamt ausgestellte Ansässigkeitsbescheinigung. Wenn der Grenzgänger aus beruflichen Grün-
den an mehr als 60 Arbeitstagen pro Kalenderjahr nicht an seinen Wohnsitz zurückkehrt, entfällt die Grenzgängereigenschaft. Die Besteuerung erfolgt dann mit 
den ordentlichen Tarifen.
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Geht eine Person mehreren Erwerbstätig-
keiten nach, sind die einzelnen Einkünfte 
mit dem ordentlichen Quellensteuertarif zu 
besteuern (Umrechnung für das satzbestim-
mende Einkommen siehe unten).

Änderungen, die eine neue Tarifeinstufung 
bedingen (z. B. Heirat, Scheidung, Trennung, 
Geburt von Kindern, Aufnahme oder Aufgabe 
einer Erwerbstätigkeit, Ein- oder Austritt in 
bzw. aus einer Landeskirche), werden bei der 
Quellenbesteuerung ab Beginn des auf die 
Änderung folgenden Monats entsprechend 
berücksichtigt.

Beim Kinderabzug ist ebenfalls die Kinderzahl 
anzugeben.

Der Kinderabzug wird gewährt:
	• bei Bezug der vollen Familienzulage durch 
die steuerpflichtige Person

	• bei Nachweis, dass die steuerpflichtige 
Person tatsächlich zur Hauptsache für das 
unter seiner elterlichen Sorge stehende 
minderjährige Kinder oder in Erstausbil-
dung stehende volljährige Kinder bis zum 
25. Altersjahr aufkommt

Die Anwendung des Tarifs A mit Kinderabzü-
gen (A1, A2, …) erfolgt ausschliesslich auf 
Anordnung der Steuerbehörden. Dabei ist die 
Anzahl der zu gewährenden Kinderabzüge ab-
hängig von der Höhe der Alimentenzahlungen.

Kirchensteuer
Die Steuerabzüge sind je nach den Verhält-
nissen entweder mit der Kirchensteuer (Y = 
mit Kirchensteuer) oder ohne die Kirchen-
steuer vorzunehmen. Die Kirchensteuern sind 
in unserem vielschichtigen schweizerischen 
Steuersystem unter den kantonalen Steuern 
einzuordnen. Gemäss der bundesstaatlichen 
Kompetenzausscheidung von Art. 3 BV ist es 
Sache der Kantone, das Verhältnis zwischen 
Staat und Kirche zu ordnen und insbeson-
dere die rechtliche Stellung der Religionsge-
meinschaften zu bestimmen. Der Bund hat 
sich damit begnügt, einige – allerdings nicht 
unbedeutende – Schranken zu errichten, die 
von den Kantonen bei der Ausübung der Kir-
chenhoheit zu beachten sind. Innerhalb dieser 
Schranken des Bundesrechts sind die Kan-
tone frei, beispielsweise Staat und Kirche zu 
trennen oder eine oder mehrere Religionsge-

meinschaften öffentlich-rechtlich anzuerken-
nen und finanziell zu unterstützen.

Die Kantone haben die Kirchenhoheit – ent-
sprechend ihrer geschichtlichen und födera-
listischen Eigenheiten – in den Schranken des 
Bundesrechts sehr unterschiedlich ausgeübt. 
Praktisch deckt sich keine Regelung vollstän-
dig mit der anderen, sodass man heute in der 
Schweiz von 26 Gestaltungsformen auszuge-
hen hat.

In der Mehrheit der Kantone sind die evan-
gelisch-reformierte (protestantische) und die 
römisch-katholische Kirche öffentlich-recht-
lich anerkannt und damit zur Erhebung einer 
Kirchensteuer ermächtigt. Mehrere Kantone 
haben diese Rechtsstellung auch der christ-
katholischen Kirche (ZH, BE, LU, SO, BS, BL, 
SH, SG, AG, NE und GE) und der israelitischen 
Kultusgemeinschaft (BS, FR und SG) einge-
räumt. In den Kantonen NE und GE hingegen 
unterstehen sämtliche Religionsgemeinschaf-
ten dem Privatrecht, wenn auch die evan-
gelisch-reformierte, die römisch-katholische 
und die christkatholische Kirche in NE als «In-
stitutionen von öffentlichem Interesse» gelten 
und in GE «als gemeinnützige Einrichtung an-
erkannt» sind. Somit sind Staat und Kirche in 
diesen beiden Kantonen weitgehend getrennt. 
Eine weitere Besonderheit ist im Kanton VD 
anzutreffen: Die evangelisch-reformierte Kir-
che und römisch-katholische Kirche des Kan-
tons werden als öffentlich-rechtliche Instituti-
onen mit Charakter einer juristischen Person 

anerkannt. Der Staat (Kanton und Gemeinden) 
gewährt ihnen die notwendigen Mittel zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben zum Wohl aller. Es 
werden aber keine Kirchensteuern erhoben. 
Die Kultusaufwendungen werden vollumfäng-
lich vom Staat getragen. Diese Auslagen sind 
demnach durch die allgemeinen von Kanton 
und Gemeinden erhobenen Steuern gedeckt. 
Im Kanton VS obliegen die Kultusauslagen den 
Gemeinden. Zur Bestreitung dieser Auslagen 
können sie die Erhebung einer Kultussteuer 
beschliessen. Nur drei Gemeinden (u. a. der 
Kantonshauptort Sitten) haben hingegen bis 
heute von diesem Recht Gebrauch gemacht. 
Mit der Anerkennung als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts sind im Allgemeinen ge-
wisse Vorteile verbunden. Vorbehältlich des 
oben Gesagten erleichtert der Staat der Kir-
che die Erfüllung ihrer Aufgaben, indem er 
ihr das Besteuerungsrecht gewährt und unter 
Umständen weitere Leistungen erbringt. Die 
nicht anerkannten Religionsgemeinschaften 
unterstehen den Regeln des Privatrechts und 
finanzieren sich im Allgemeinen mit Mitglie-
derbeiträgen.

Beispiele für die Tarifanwendung

Zivilstand Geschlecht Kinder Besonderes Tarif

Verheiratet Frau 3 Ehemann erwerbstätig C3

Ledig Frau 1 H1

Verheiratet Mann 2 Ehefrau nicht erwerbstätig B2

Verwitwet Frau 0 A0

Getrennt Mann 3 1 Kind bei ihm H1

Verheiratet Frau 0 Ehemann pensioniert B0

Verheiratet Frau 3 Ehemann im Ausland erwerbstätig C3

Verheiratet Mann 5 Grenzgänger D, Ehefrau erwerbstätig C3

Getrennt Frau 2 Kinder bei ihr H2

Geschieden Mann 3 Kinder bei Ex-Frau, Alimentenzahlung AO 

Verheiratet Mann 0 Doppelverdiener, Grenzgänger I, Kanton TI T0
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